
I lr)

fosef Scheipl

SOZIAI,Ii; r\ITTJtrI't'I - S0ZIÄI,P0LI'iTK: \i IiRHAI,'i'NISSE, AN-

RT'(}TJ N(;I'N LIND SPT\NN LiNGSNTONII'NT.II

l, \'ollreltrerkutlg

Noch vrx'\\'enigen Juh|eu wtlrtle itll Rahtlren cler Bttttilestilgtlllg tlcs ()s-

tcr.r.cichi scrhen Benrfsvcrr'lrlndes Diltlortriel'tet' Stlzillat'lleiterlttnen
(ÖBDS) heftig tiber rles Thenlt cliskutiert: ,,BraLrcht Sozialarbcit Sozial-

politik uncl braucht Sozialpolitik Stizialarbeit'1" (vgl' SOZIALARBEIT

4t t9L)6, S. I 6f. ).

Das g1b deu Anllss zu einer prinzipiellen Auseiuatldersetztillg dal'iiber'.

ill welchem Verhältnis soziale Arbeit und Sozialpcrlitik zrreirtrlrtrle| slc-

hen (r,gl.scHE,lPL l99tt). Drese Arbcit triiclet dett Kettt des vorliegen-

den Beltrages, cler um aktrtelle Aspekte ttncl tttn clie Disktrssiotl zrttrl So-

zialstaat err,r'eitert worden ist.

2. Einleitung

hn Vergleich zur Situation von 1998 hat sich die Diskussion unr die So-

zialpoliiik weiter zugespitzt. Die Welt sttirzt koptüber in immer gröfJere

gegenseitige Abhängi-ukeiten. ,,Zu Beginn des nenen Jahrtausends be-

t-r"r.,.r.hen clie tralsk,-,rrLirrcntaleu kapitalistischcri Oligarchien die g1tnze

Welt. Ihre tägliche Praxis und ihr Rechtf'ertigun-esdiskurs stehen in ra-

clikalen Wiclerspruch zu clen Interessen der übergruße1 i\{ehrhcit dcr

Erclbewohner. Die Globalisierung ttihrt zur forciert fortschreitenden

Verschmelzung der uationalen Volkswirtschaftetr, ztl eillem kapitalisti-

schen weltmarkt und einem einheitlicherl ,cyberspace'. Dieser vor-

gang bewirkt eine gewaltige Steigerung der Produktivkräfie' Alle Au-

!"n6ti"t" werden iinmense Reichttilrer geschaffen. Die kapitalistische

Produktions- uncl Akkttmulationsr,veise zeugt vott einer wahrhaft ver-

blüffenclen uncl gewiss auch bewunclerungswtirdigen Kreativität' Vitali-

Lät urrd K|aft. In wcnigcr allt cinem Jahrzehnt hat sich das weltsrlzial-

proclukt verdoppelt |-,nJ d., Welthanclelsvoluuren verclreifacht. Ijncl was

äcn Encrgiever'ürauch betrilft - er vercl(-)ppelt sich inl Durchschnitt alle

vier Jahre. Zuin ersten Nhl in iltrct Gcstlriclrtc gcnicßt dic l\{enlohheit

einen Überfluss an Gütern. Der Planet bricht schier ttnter seinetl Sclilit-

zen zusalnflten. (...) Aber auch clie Leichenberge wachsen' Die vier
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apokalyptischen Reiter cler Unterc.ntx,icklung heif.',en Hun-9er. Durst,
Seuche und KLreg" (ZIEGLER 2(X)3, S.l2r.). Die GlobalisierLurg ver-
liert offensichtlieh ihr rnense hlicrhes Antlitz (r'gl. LINDp t999).
Iltt natioltaien Kontext spricht ntlrr iiber Parteiglenzen hinu,e-c irnrner'
crff-enel dai,on, dass auf Gruncl der rvirtschaftllclien Entwicklung cler So-
zialstaat unter Beibehaltur-rg der bisherigen Fisuration vor dem Koilaps
stünde. ,,Erhöhung der Treffsicherheit des Sozialsysrems" (vgl. MA-
ZAL 2000) gilt als das Leitmotiv bei der Zurücknahrne von staatlichen
Sozialleistungen während der letzten Jahre. Dabei hat sich in Österreich
neben der Arbeitsnrarktproblernatik die Sicherung des Pensionssystems
durch eine faire und an sozialer Gerechtigkeit orientierten Reform man-
gels bisheriger nachhaltiger Refonren zu einem sozialpolitischen Dau-
erbrenner gemausert.
National und international tbrdert man notu,endige Konsequenzen aus
den globalisierten wirtschaftlichen Strukturen - etwa inr Bereich der
Arbeitsveru,altung und des Arbeitsmarktes. OTTO (vgl. 2002a, S.414)
nimnrt die weitgehende Akzeptanz der Beschlüsse der HARTZ-
Komnrission durch die Regierung der Bunclesrepublik Deutschland zum
Anlass, um auf einen Paradigmenwechsel in der Sozialpolitik aufmerk-
sam zu machen:
o Der Primat der Politik wird abgelöst durch den Primat der Wirt-

schaft in einem genuin sozialpolitischen und sozialpädagogischen
Feld.

o Die Kosten werden zu den Schwachen verlagert. Fragen der Exis-
tenzsicherung der Einzelnen in den existenzgefährdenden Niedrig-
lohnbereichen werden in den Reformdiskussionen kaum grundsätz-
lich angeschnitten.

Er sieht das ,,ICH" ,,im Modell der sogenannten ,Ich-AG', (...) am unte-
ren Rand der gesellschaftlichen,Scheinselbstständigkeit' konjunkturab-
hängig ausgerichtet (...), missbräuchlich reduziert, ja nahezu verhöhnt."
Es wird .,definitorisch an das Ego des Neo-Liberalismus angebunden,
faktisch aber leidet es an dessen brutalen Ausschlüssen und wird zum
Inbegriff existenzieller Not" (OTTO 2002a, S.414).
Die Überlegungen OTTOS datieren imrnerhin rund ein Jahr vor der Re-
gierungserklärung des deutschen Bundeskanzlers SCHRöDER zur
,,AGENDA 2010" im Bundestag (14.03.2003), die von den sozialdemo-
kratischen Abgeordneten schließlich stehend mit Applaus bedacht wur-
de (vgl. Der STANDARD 15.03.2003, S.2). Dabei har der Kanzler den
,,Umbau des Sozialstaates" verkündet, der mit anscheinend nicht ver-
meidbaren massiven Einschnitten in das Sozialsystem einhergehen
wird. Dass die ungleiche Verteilung von Reichttimern in einem der
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rcichstenLlinclet.tlcrr Et'denierhtattchauf derAgenclastancl.clarf bei die-

ser pol itisc,hcll Konstcllation cllch einigeruraßen verwltltdern: So besitzt

,,dtrs oberste Dczil in cler BRD die Hälfte.des Gesatlttverlllögens. die un-

tere Hiilfte cler Haushalte besitzt aber lrur 2.4 Prozent" (WOHLFAHRT
1995, S..1.1. Fi"ir Österreich liegen lleuere Datett bloß für Lohneinkorn-

lnen vor. Hier ist die Diskrepanz ebenfälls beträchtlich, \\'enn sie auch

nicht die Ausmaße annimmt, wie in der Bundesrepublik: ,,Die untere

Hälfte der Lohnempfänger erhält 22 Prozent der Bruttoeinkommen und

somit eindeutig wenrger als die obersten 10 Prozent (28 Prozent)"
(WOHLFAHRT 1998, S.32).
Über die von OTTO oben angedeutete Entwicklung hinaus lassen sich

nach Meinung von BOHNISCH (1996, S.254f.) Tendenzen in der in-
dustriellen Arbeitsteilung dahingehend ausmachen,,,dass zumindest in
ökonomischen Kreisen schon von der Obsolenz des Humankapitals ge-

redet wird. ... (Daniit) wäre durchaus auch das Ende der modernen Ju-

gend als Bildrrngsjugend hefürchtbar. (,..) Hier ist der spekulative
Punkt, (...) wo gesellschaftliche und pädagogische Gestaltung aus der

Gegenmacht des Menschen. in den Vordergrund treten muss".

Selbstverständlich ist es Aufgabe der Politik, die öffentliche Reproduk-
tion der Gesellschaft zu ermöglichen. Sie gibt die Rahmenbedingungen

dafür vor. In letzter Zeit scheint sich diesbezüglich aber, wie eben an-

gedeutet, ein Paradigmenwechsel anzubahnen, der zu erheblichen He-

rausforderungen und Konsequenzen in der Sozialen Arbeit führen wird.
Inhaltliche Anregungen, das Wissen um Lebenslagen und entsprechen-

de Sachkompetenzen zur Ausgestaltung der Rahmenbedingungen, aber

auch zu ihrer Neuvermessung werden von der Sozialen Arbeit erwartet.
Sozialpädagogisch arbeiten heißt somit auch, sich einzttmischen in Bil-
dungs- und Ausbildungspolitik, sich zu kümmern um Infrastruktur- und

Wohnungspolitik, in Fragcn dcr Arbcits- und Bcschöftigungspolitik prä

sent zu sein, familienpolitische Maßnahrnen auf ihre Konsequenzen hin
zu prüfen u.v.a.m. In diesem Spannungsfeld handeln Praktikerlnnen'
Sie tragen dazu bei, bestimmte gesellschaftliche Positionen zu stabili-
sieren, andere in Frage zu stellen oder zu verändern - also immer wie-

der auch Öffentlichkeit zu schaffen für soziale Probleme in unserer Ge-

sellschaft. Solcherart reicht ihr Handeln über den individuellen Fall hi-

naus in politische Dimensionen hinein. Soziale Arbeit kann sich also

der Mitarheif an der Entwicklung einer substanziell an sozialer Gerech-

tigkeit orientierten, demoklatisch verfassten Gesellschaft nicht entzie-

hen (vgl. auch SUNKER 1995, S.8).
Politik und Ptidagogilc im Sinne der Jugendorientierung und der Le-

bensbewältigung besonders die Sozialpädagogik - sind offenbar glei-

chermaßen gefragt.
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Diese Gegenseitigkeit ist - wie gesagt - nicht etwas, was erfunden, neu
konstruiert r,verden müsste. Die Verwobenheit beider ist vielschichtig
und hat Tradition. Theorien Sozialer Arbeit sind in Anlehnung an die
wissenschaftliche Sozialpolitik als,,Fürsorgetheorien" entwickelt wor-
den (vgl. u.a. SCHILLING 1997, S.llfT.). Hier sollen die wechselseiti-
gen Verschränkungen auf verschiedenen Ebenen zunächst an Hand ei-
niger Beispiele aufgezeigt werden (Abschn. 3). Im Anschluss daran
werden die gegenseitigen Anregungen und Spannungsmomente exem-
plarisch an drei einschlägigen Aufgabenfeldern näher ausgeführt
(Abschn. 4).

3. Wechselseitige Verschränkungen

Beispiel 1: Wichtige deutschsprachige Fachzeitschriften zur Sozialen
Arbeit, wie auch die österreichische Zeitschrift ,,Sozialarbeit", führen
im Untertitel einen Verweis auf Politik oder Sozialpolitik. Ferner zeigt
eine erste Durchsicht der Inhalte der letzten Jahrgänge, dass das Thema
Sozialpolitik in variantenreichen Formen immer wieder aufgegriffen
wird.
Beispiel 2: Im Gefolge der 68er Bewegung, die auch frir die Soziale Ar-
beit von nicht zu unterschätzender Bedeutung war (2.8. Heimkampag-
ne), wurde im Konzept der ,,Offensiven Sozialpädagogik" nachdrück-
lich das Verhältnis von Sozialer Arbeit und Sozialpolitik thematisiert.
Es $ing darum, ,,überlieferte sozialpädagogische Theorie und Praxis als
Teil der gesamtgesellschaftlichen Praxis und Ideologie (...), als Symp-
tom ihrer Widersprüche und ungelösten Probleme" zü begreifen
(GIESECKE 1973, S.5) und es ging um die Aufdeckung der Verqui-
ckung von individuellen, punktuellen Schäden mit den Problemen und
Widersprüchen des gesamtgesellschaftlichen Systems.
In der laufenden Diskussion um die Entwicklung der Disziplin der So-
zialen Arbeit versucht man über die post hoc Konstruktion von Para-
digmata die Gesellschaftsgebundenheit Sozialer Arbeit und ihrer Theo-
riebildung bewusst anzusprechen (vgl. ERLER 1993, S.119ff.).
Das für das theoretische Verständnis der gegenwärtigen Sozialen Arbeit
stehende ,,ökologische Paradigma" (vgl. ERLER 1993, S.119ff.) - als
Raster für die Lebensweltorientierte Soziale Arbeit (vgl. THIERSCH
1992) - legt eine ökologische Gesellschaftskritik zugrunde. ,,Sie setzt
bei der Form der gesellschaftlichen Produktion und an ihrer Henschaft
über Mensch und Natur an" (ERLER 1993, S.125). Solcherart geht sie
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iibcr. rlie rnutcr.ialistiscire Gesellschaftskritik, die anl witlerspt'uelt vott

Krpittl und Arlrcit atrgesetzt hat. hinaus

Weiter.liihr.entle Liherieg*ugc-u ittt Raht'uen cles ökolilgischetr Para.lig-

rrlr.ls n'r:tcrhdlr tletrtlich, Äss clie stlzialetr Probleme nicht rnehl angellles-

sen uutel'derrr tfticlititltrellett - aus det Politik statnurenclen - gegenslitz-

lichen Denkschema von 'rechts' ttncl 'links' diskutierbar und bearbeit-

birr sincl. Geforclert rvird eine ,,erfinderische Polltik" untet' detu Geclalt-

kender,.positivenWolrlfahrt.'.EinesolchehatdieSelbstachtungZLl
för'dern ttttcl clie Metlschen claztt zn befähigen' "potentielle Bedrohungen

in vor.teilhafte Herausforderungetl zu iibersetzen". In il-rr sollen Sozial-

r.naßnahnren sich nicht nnr cler Meuschen in ännlichen. sottdern arrch ir.t

wohlhabenclen verhältnissen annehmen. Dahinter steht"ein erfinderi-

sches Modell cler Gleichheit", clas nicht nur unterschiede zwischen arm

und reich, sondern auch zwischen den Geschlechtern und Generltionet't

thernatisiert. Es strebt die Anerkennung uncl Entfaltung von Sicherheit'

Selbstachtung untl Selbstverwirklichung an (vgl' GIDDENS .1997' 
hes'

S.222ff una s.zsztt.)' Dabei geht es um einen ,J'ttttf,ttssetttlett BegriJJ

vonWohlfahrt,clerwenigeramGedankenclerwirrschaftlichenVersor-
gungderMittellosenalsanderFörderungdesatrtotelischen.Ichs(ver-
iügitiu", inneres Zutrauen, clas wieclerum von Selbstachtung herri.ihrt; J.

Sch.) orientiert ist" (GIDDENS 1997 , S'262)'

neispiet3:DiesozialpädagogischePraxisbefindetsichimrnerwieder
auch in Konflikten ,oii 0., sorialpolitik. wie die Entwicklung vom So-

zia|- zlm Wohlfahrtsstaat zeigt, ist der Bedarf an sozialen Leistungen

tendenziell kaum begrenzbar.bie Sozialpolitik entscheidet daher über

die gesetzlichen Miicleststandards, d.h. über das politisch Mach- und

Finanzierbare. somit sind clie sOzialctt Berufe bzw. ist die soziale Praxis

in hohem Maße abhängig von Sozialpolitik'

Die Beleuchtung der f.,ittitciten Arbeit des/cler Sozialpätlagogen/inncn

macht weiters deutlich, ,,dass cler pädagogische Beruf - ("') des Sozial-

pädagogen - grundsätzlich nicht harmonisch sein kann' sondern wider-

ipruJtrtlcn unä konflikthaft sein muss" (GIESECKE 1997, 5.263). Die

pedagogische Beziehung, muss flexibel umgesetzt werden' Denn die

,,ptuähLtr"he Grundstrikrur der modernen Gesellschaft" (GIESECKE

|9g1,5'262)verlangtvoneinerprofessionellenSozialenArbeitdasda-
rin eingebettete unhi"ntergehbare verständnis von Emanzipation ernst zu

nehmen. Das bedeutct 1,.a., ihf l(crnstüclc, die pädagogische Beziehung

trotz uncl gerade wegen ihrer fundamentalen Bedeutung entsprechend

kreativ zu gestalten, zu ,,pluralisieren"'

Damit sincl clrei Beispiele skizziert, rvelche auf clie vielfalt der Bezie-

hungen zwischen Sozialpadagogik und Sozialpolitik verweisen' Wie
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krlnkrcrt k(inucn rtLrn clie Ploirlenre, clie Aulgatren unrl ttie rvcchselrvcrse
lurrc-ge ltrle tl Le i s t urt gen i ri uu sg.-rviilt l tcn Au fqabeu tc ltlern ltussr'hen'.)

4. r\usgervählte Auf gatrenfelder

Soziale Arbeit ist tlarum bemiiht. ihr vielfältiges Klientel bei cler Le-
bensbeu,riltigllng zlr r.rntersttitzen. es im Rahrnen del Gesellschaft zu an-
gemesseliem Leben zu befiihigen. Ausgehend von der gesellschaftlich
leeitirnierten Arbeitsteilung hat sie es nrit Familienarbeit, nrit (außer-
schulischer) JugQnclerziehung, mit Ju_qendu,ohlfahrtsarbeit, niit Rand-

-uruppenarbeit, rnit (Jugend)Arbeitslosi-ekeit bzw. Berufsfindung, mit
sozialer Altenarbeit, mit Devianz und Gewaltphänomenen, mit clem

Phänomen cler Annut, mit der Sozialstaatsdebatte u.v.a.ln., kurz gesagt
mit der Integrations- und Bes,ältigungsproblematik von (vielfach jun-
gen) Menschen zu tun.
In der Sozialpolitik geht es - grob gesprochen - um die Ausbalancie-
lung der Gegensätze vou Kapital, Arbeit und den personbezoeenen Di-
mensionen der Lebensgestaltung. Sie ist gefordert, die Lebenslage bzr,v.

die sozialen Teilhabechancen der Benachteiligten zu verbessern. Sie
konrmt um eine Bestimmung der Ziele, um das Aufgreifen oder nicht
Beachten von Bedürfnissen sowie um die Durchsetzung, Abwägung und
Verteilung von sozialstaatlichen Leistungen nicht herum. [Die Sozial-
quote - Anteil der Sozialausgaben am BIP - bewe-qte sich in Österreich
in den letzten 20 Jahren zwischen 26,27o (1980 - ca. € 19,55 Mrd.) und
29,1o/o (2000 - ca. € 59,59 Mrd.) vgl. BMSSG 2002, S.48.1
Als Ausgangspunkt für das Folgende lässt sich festmachen: Die sozia-
len Probleme bilden unverkennbar den gemeinsamen Gegenstand von
Sozialer Arbeit Lrnd Sozialpolitik. Das gleichgerichtete Anliegen beider
ist offbnkundig.
An drei ausgewählten grundlegenden Arbeitsbereichen Sozialer Arbeit
- Farnilie, Jugendarbeit und der aktuellen Sozialstaatsdiskussion - soll
ihr SpannLrngsverhältnis angesprochen werden.

4.1. Die Familie

4.1.1. Ihre Bedeutung

,,Die Familie (in unterschiedlichen Formen und Bedeutungen) bleibt
zentrales Leitbild. 90vo der Österreicherlnnen sehen Familie als sehr
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ivichtig inr LebelsllLrf a1" (BNIUiF 1999. S.i-14). Trotzclerlt geltc'tt Fa'
rrtilicn ruit Kirtdcttt rvlihi'ettd tlc:r le tzten Jaltre tetrdetrziell zirrück.

Doch Lil-rer.clrei Dirrge sollte lualt sieh int Klat',tt sein, wellll es ttttl Fairti-
lic gclrt:
Erstens - Farnilie ist nicht gl'fttls.

Zweitens - Die Fanrilie stellt einen fittidal]lentalell Schnittpunkt \ron ge-

sellschaftspolitischen Zielstellungen tlnd sozialpolitischen Inten'erltio-
nen dirr.
Drittens - Ein gut tr.rnktionierendes Familiellleben ist nicht tlur Privat-
sache, Durch die Bildung von Humalvermögen in der Familie - clarnit

sind allejene Qualifikationen ultd Kompetenzen geureint, rvelche in ir-
gendeiner Form als sozial nützlich gelten, nicht nur solche, die den

Marktrvert einer Arbeitskraft bestimmen (= Httmankapital) - entsteht

ein erstrangiges gesellschaftliches Interesse an ihr (vgl. z'B' dazu das

Erkenntnis des VfGH vom 17.10.1997: Kinder sind ,,nicht nur Sache

privater Lebertsgestaltung oder des persönlichen Risikos"). Es sollte
nicht länger verschrviegen werdett können, dass Familien - wie clie

Haushaltc insgesamt - soziale Wohlfahrt produzieren, itldern sie Kinder
aufziehen, sich um delen (Aus)Bildung und Gesundheit kümrnern, die
Haushalte führen, anderen helfen etc.

Im subsidiären Verständnis von Familie - als bedeutendster sozialer
Selbsthilfegruppe - geht es bei den sozialpolitischen Interventionen zu-

nächst darum, die Funktionsfähigkeit dieses Systems zu erhalten bzw.
zu verbessern.

4.1.2. Die Kosten (die Spesen)

.,Ehe- und Familiengründungen bergen Risiken in sich. Am bedeutend-

sten ist einerseits das persönlich-emotionale Risiko, ein zleites ist cias

ökonornische Risiko. Die persönlichen Ansprüche an Partnerschatten

sind hoch und es besteht eine beträchtliche Wahlscheinlichkeit, class

diese nicht erfrillt werden (Scheidungswahrscheinlichkeit: > 38%). An-
dererseits bilden Kinder noch immer ein ökonomisches Risiko: ,'Der
Unterschied von Familien mit Kindern ttnd Haushalten ohne Kinder ist

ökonomisch gesehen in den letzten Jahren größer geworden" (BMUJF'

1999, S.134). Angesichts der hoheu Kosten, die den Familien durcl.t

Kinder erwachseu, crfolgt sozialpolitisch zu Rccht ihrc nuchdrückliche
monetäre Förderung: In Österreich schätzte man zu Beginn der 90er

Jahre an direkten Kosten und indirekten Belastungen (2.B. Einkom-
mensverzicht der Mutter) für das e1s1e Kind efwa 2 Mio. ATS (vgl,

GUGLER 1992). Finanzielle Abgeltungen von Familienleistungen gel-

ten aufgrund ihrer gesellschaftspolitischen Relevanz bewusst nicht als
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Sozialhili'emaßnahmen. sonclern sie sind dern Prinzip des Lasten- bzrv.
LeistungsaLrsgleichs (Vorsorgeprinzip) zugeorclnet. Der Fanrilienlasten-
ausgleich ist als ein gcnerellel Beitrag zur teilweisen Abdeckung der
Kinderkosten konzipiert. Doch ,.in den letzten Jahren haben die Ausga-
ben des Familienlastenausgleichsibnds IFLAF) geringer zugenolnlnen
(+800/o1 als jene des Budgets (+17}oi(') und der Sozialausgaben
(. +3207o). Minderausgaben (familienwissenschaftlich) bzw. Überschüs-
se (finanzwissenschaftlich gesehen) des FLAF, die als Zurücknahme
von Leistungen und cles GeburtenrLickganges entstanden sind, sind
durch Umwidmungen zum Abbau des Budgetdefizits herangezogen
worden. Für das Budget 2000 trägt der Reservefonds des FLAF rd. 8,2
Mrd. ATS zur Verringerung des Budgetdefizits bei, das sind rd. l5To
der FlAF-Einnahmen" (MAZAL 2000, S.53). Diese Vorgangsweise
schreibt eine Entwicklung weiter, welche mit der Reduzierung der Bei-
tragsleistungen in den FLAF in den Jahren 1978 und 1981 ( von60/o der
Bruttolohnsumme seit 1951 auf 5Vo bzw. 4,5Va - also um257o) ange-
sichts des Geburtenrückganges begomen wurde. Die sozialpolitische
Zielstellung des Farnilienlasten- und Leistungsausgleichs besteht darin,
eine horizontale Umverteilung zu schaffen zwischen jenen, welche Un-
terhaltskosten für ihre Kinder aufzubringen haben und jenen, für welche
das aktuell nicht zutrifft. Doch ,,neben der primärenZielsetzune der ho-
rizontalen Umverteilung erzeugt der FLAF eine beachtliche vertikale
Umverteilung: Das unterste Einkommensquartil zahlt etwa 10% ein und
erhält 29Vo heraus, das oberste Quartil zahlt fast 45Vo ein und erhält
l97oheraus" (MAZAL 2000, S.54).
Es soll also durch die monetäre Förderung verhindert werden, dass
Menschen, die Kinder haben, in ihrem Lebensstandard unzumutbar ab-
sinken oder überhaupt in die Armut abgleiten. So sind 6l%or. aller armen
Haushalte im Jahr 1997 Haushalte mit Kindern (BMSSG 2001, S.199).
Vor allem Alleinerzieherlnnen-Haushalte und Haushalte mit drei und
rnehr Kindern sind von einem überdurchschnittlichen Armutsrisiko be-
troffen. Diese Aussage ist in beeindruckender Regelmäßigkeit in den
Berichten zur sozialen Lage zu finden (vgl. BMAGS 1998, 5.122;
BMSSG 2001, 5.200; BMSSG 2002, S.190). Dem gegenüber wäre aber
wiederum anzuführen, dass die absoluten Ausgaben des FLAF von ATS
57,9 Mrd. (€ 4,3 Mrd.) im Jahr 2000 trotz sinkender Geburtenrate auf
voraussichtlich € 4,6 Mrd. (ATS 62,9 Mrd.) im Jahr 2002 ansreigen
werden (vgl. BMSSG 2002, S.13). Diese ,,Zahlenspiele" ließen sich
fortsetzen.
Mit der monetären Familienförderung nimmt Österreich im europäi-
schen Vergleich eine Spitzenposition ein. Das ist angesichts der eben
erwähnten Armutsgefährdung von Familien mit Kindern (vgl. auch
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STEINER/WOLF' 1994) besonciers hervorzuirebetr. Familienptrlitik
*,,,,,, ticrlr nicht iu n'rtlretlircrt Zttrvenrltrttgert erschilplc'll. ES cltilfte klar
scx,ortlen :ein, class Fanrilienpolitik ncben Lebenssfatrtlirr{-lsichcrultg

rund Alnrr-rtsvclrnciclung einen clritten groiien Bereich in tler Sozialpoli-
tik rlaLstcllt (v-ul. DÖRING/HAUSER 1995, S.l-ll.).

4.1.3. Sozialpädagogische Arbeit trotz struktureller Rücksichtslo-
sigkeit

Auf indivicluelle Problemlagen in Farnilien hat die Soziale Arbeit mit
entsprechenden Maßnahmen zu,reagierert'( !). Ob es rllrl ökononlisches
Krisenmanagement (2.B. Schuldnerberatuttg) ocler um die Berviiltigung
psychosozialer Problemlagen geht - die Soziale Arbeit ist gefbrdert,
professionelle Angebote von Hilfen für die individuelie Lebensbewälti-
gung rr., entwickeln ( z.B. Familienberatun-ui. sozialpädagogische Famili-
enhilfe). Ganz im Sinne der Offensiven Sozialpäda-eogik ist es aber da-

mit nicht getall. Vielmehr sind Rückrneldungen an clie Gesellschaft über

unzureichende Strukturen und die argumentierte Forderun-9, solche

Strukturen zu ändern, unerlässlich. Das Aufdecken der ,,strukturellen
Rücksichtslosigkeit" der Gesellschaft gegenüber der Familie in den ein-
zelnen politikrelevanten Bereichen (2.8. Ökonomie, Recht, Infrastruk-
tur) und deren Neuordnung bilden den politikbezogenen Rahmen, an

dem schließlich auch die sozialpädagogischen Maßnahmen anzusetzen

haben. Franz X. KAUFMANN (1995, S.i74) versteht dabei unter struk-
tureller Rücksichtslosigkeit folgendes:,,Der dominierende Tatbestand in
unserer Gesellschaft ist somit nicht die Ablehnung von Kindern, son-

dern die Indif-ferenz gegentiber dem Umstand. ob Menschen die Ver-
antwortung fär Kinder übernehmen oder nicht, also die .fehlertcle Aner-
kaunmg tlcr Tat,sache, intvieu,eit A4enschert Jtnniliule Leistun,u.ert r:r-

brhgen oder nic:ht. Die fehlende Anerkennung liegt primär in den insti-
tutionalisierten Regeln, denen die verschiedeneu Gesellschaftsbereiche

folgen. Es sind die gesellschaftlichen Strukturen, welche prirlär die Be-

nachteiligung der Familien bedingen. Es handelt sich primär utn einen

Konstruktionsfehler unserer gesellschaftlichen Verhältnisse, nicht ttn't

eine psychologische Disposition der Beteiligten. Diesen Sachverhalt

soll cler Begriff strukturelle Rücksichtslosigkeit gegerüber FunüLierr

Ausdruck geben. Eltcrnschaft gilt als 'Priyatsache', Eltem rverden daher

irn Regelfall 'wie jedermann' behandelt." Diese strukturelle Rücksichts-
losigkeit beginnt wesentlich damit, dass die .,Herstellung" von Human-

vermögen (gelingende familiale Sozialisafions- und Erziehungsleisttttt-
gen) nicht als produktive Leistungen im BNP aufscheinen - ganz ttach

der markanten Aussage von F. LIST (1922, S.231): ,,Wer Schweitte
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aufzieht, ist (...) ein produktives, wer Menschen erzieht, ein unproclukti-
ves lvlitglied cler Gesellschaft."
Fiir das Jahr 1992 rvurde beispielsrveise -sesehätzt. dass in Österreich
von den insgesamt l9,l MLd. Stunden fiir produktive Leistungen l1'
IVIrd. Stunden für unbezahlte Haus- und Familienarbeit (auch in Haus-
halten ohne Kinder) aufgewendet wurden, was einem Geldwert von
rnindestens ATS 680 Mrd. entsprechen dürfte (vgl. BMUJF 1999,
S.12i..1.

4.1.4. Familienförderung - umfassend

Sozialpolitik und Soziale Arbeit sind also gehalten, problemunangemes-
sene Strukturen aufzudecken, über individualbezogene Maßnahmen die
sozialen Teilhabechancen von Familienmitgliedern an der Gesellschaft
zu verbessern und schließlich die Strukturen zu verändern. Zweifellos
haben die Familienpakete (1989/90, 1993,199912000 und 2001) mit ih-
ren rnonetären Erhöhungen (Familienbeihilfe, Mehrkinderzuschlag bei
besonders armutsgefährdeten Familien mit drei und mehr Kindern, Ein-
führung des Kinderbetreuungsgeldes etc.) und strukturellen Verbesse-
rungen (Ausweitung des Karenzurlaubes, Splitting des Karenzurlaubes,
Familienhospizkarenz elc.) zu wichtigen Entlastungen der Familien ge-

führt. Doch eindeutig hat sich in den letzten Jahren herausgestellt, dass

neben den ökonomischen besonders die strukturellen Rahmenbedingun-
gen - v.a. im Bereich der Kinderbetreuung - ausgebaut werden müssen.
Eine nachhaltige Familienpolitik ist nur mit Verbesserung der gesell-
schaftlichen Teilhabechancen der Frauen möglich. Es sind also die
Möglichkeiten für eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf für beide
Geschlechter - v.a. aber für die Frauen?! - wesentlich zu verbessern.
Nicht nur das Nacheinander sondern auch das Nebeneinander von Beruf
und Familie muss durch die Einrichtung und Vermehrung von kinder-
freundlichen Maßnahmen - besonders bei der Kindertagesbetreuung in
Kindergärten und Schulen - gewährleistet sein. Dieser vermehrte Be-
darf wird zuletzt auch vom BMSSG wieder deutlich hervorgehoben
(vgl.2002, S.108), in der aktuellen - auch kommunalen und regionalen
- Politik allerdings bis jetzt zu wenig nachdrücklich umgesetzt.
Es ist also eine umfassende Familienfcjrderung in Angriff zu nehmen.
Eine solche kann nur als mehrdimensionales Paket entwickelt werden.
KAUFMANN (vgl. 1995, S.203ff.) stellt dazu ein komplexes Modell in
beeindruckend einfacher und übersichtlicher Weise vor.
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IGraphik 1: Soziale Teilhabe und sozialpolitische lntervention, KAUFMANN
1995, S.203.1

Zusätzlich zu den Dirneusiouen cler konkreten Lebenslage umfasst die-
ses Modell rnehrere Ebenen und schließt neben (sozial)pädagogischen

Interventionsfonnen solche rechtlicher, wirtschaftlicher und (nah)fäum-
licher Art ein. E,s geht z.B. inr rechtlichen Bereich konkret urn eine ge-

rechte Teilung der Haus-. Erziehungs- und Sorgearbeit, um Wiederein-
stiegshilfen für lVliitter, um die eigenständige Aiterssicherung für Mütter

- also um eine Verbesserung der Vereinbarung von Familien- und Er-
werbstätigkeit beider Elternteile. Es geht um eine Beeinflussung der
verfügbarcn Einkommcn, z.B. übcr Stcucrgcsctzc odcr übcr cinc Dyna-
misierung der Familienbeihilf'e. Es geht ferner urn eine Beeinflussung
des Wohnens und der Wohnurnwelt, Llm Infrastr[tktur und Naherholung,
um Kincler,earten- und Schulangebote. Und es geht schließlich utn eine
Förderung farrilienrelevanter Hancllungskornpetenzen int weitestett
Sinne (Erziehungsfähigkeit, Konfliktfähigkeit. u.a.nr. ).
Im Grunde genomlnen ist die Zielperspektive eine gesellschaftliche An-
erkennung der Unhinter-sehbarkeit elterlicher Sozialisationsleistungen.
Sie ist in der Folge eine Anerkennung von Farnilientätigkeit als vielfül-
tige und notwendige soziale Leistung und gesellsc:haftliche Arbeit, die
cler Eru'erbstätigheit an der Seite zu stellen ist. Farnilienpolitik sollte -
sehr zusamrnenfassend und sehr allgemein - an den Rahmenbedingun-
gen dafür arbeiten, dass clie Menschen in der Wohlstandsgesellsc--hrft
rriclrt vergcsserr, Kirrclcr fiir dic Zukrrrrft aufztrziclrcti.
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4.2. Kindheit und Jugend

4.2.1. Die komplexen Bedingungen des Aufwachsens

Die Bedingungen des Aufwachsens für die Kinder Lrnd Jugendlichen
(bis zum ca. 25. Lebensjahr) haben sich in unserer Gesellschaft verän-
dert. Sie sind komplexer, gleichzeitig chancen- aber auch risikoreicher
geworden. Schlagworte wie Individualisierung, Pluralisierung, Destan-
dardisierung, Mediensozialisation, Bildungsmoratorium etc. kennzeich-
nen diese neuen Dimensionisierungen. Viele Kinder und Jugendliche
profitieren von dieser Entwicklung. Sie können ihr Leben schon relativ
früh auch in die eigenen Hände nehmen und (mit)gestalten. Doch ein
nicht zu vemachlässigender Anteil der jungen Generation kann diese
Entwicklung so nicht mitvollziehen: ,,Das Vertrauen in die guten Ge-
staltungsmöglichkeiten der eigenen Zukunft (ist) seit 1986 nicht ge-
wachsen, (sondern) eher etwas rückläufig" (SCHMIDTCHEN 1997,
S.105). Ein beachtenswerter Teil der Jugendlichen erlebt sich von den
sie betreffenden Entscheidungsprozessen der Erwachsenen ausgeschlos-
sen und vermeint, dass die Politik jugendspezifische Probleme vernach-
lässige (vgl. SHELL-STUDIE '97, S.17). Dies spiegelt anscheinend die
Ebene der unmittelbaren alltaglichen Erfahrungen von Jugendlichen
wider.

4.2.2. Gesetzliche Rahmenbedingungen

Die komplexer gewordenen Bedingungen des Aufwachsens in unserer
heutigen Welt verlangen ein Ineinandergreifen von privater und öffent-
licher Verantwortung. Staat und Gesellschaft müssen die Lebensbedin-
gungen von Kindern, Jugendlichen und deren Familien so gestalten,
dass diese für sich selbst und füreinander Verantwortung übernehmen
können. Einen unhintergehbaren Zugang bildet die Schaffung entspre-
chender gesetzlicher Rahmenbedingungen. Hier lassen sich bezüglich
der politischen Beachtung der Kinder und Jugendlichen in den letzten
Jahren in Österreich grosso modo positive Entwicklungsansätze finden.
o So kann man im Rahmen der (landeseigenen) JUGENDSCHUTZ-

GESETZE Tendenzen feststellen, das Schutzziel um die Kompo-
nenten der Förderung für Jugendliche zu ergänzen bzw. um die ent-
sprechende Bewusstseinsbildung der Gesellschaft zu erweitern (vgl.
z.B. die aktuellen Jugendschutzgesetze der Steiermark, des Burgen-
landes, Wiens etc.). Überdies waren bei den Gesetzeswerdungspro-
zessen Jugendliche einbezogen.
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Dic Novellc zurlr JTTGENDWOHLFAHRTSGESETZ ( l9li9) r'tirr

199|i er'rvcit{rr[ u.l. rllLs Angcbot lit Sozittlell Dicllstcl], tvie z.B. t'ott

rrierlrigselrrt'crlligclt Einiichttrrtgen. t'riiet'\/otl EltelrlbiltlLrng 1r'gl.

\\$ I l,lJ) untl ermtrglicrlrt clie Weiteltiihltrng der FIilf'ell zttr Etzic-
hung iiber die VollliihLigkeit hinaus bis zttr Volletldung cles 21. Le'
bensjalrles ($jt1. Es sieht aber atte,h tlie zuttächst ehel zlviespältig
lufgenommene E,inftihrung der personbezogeltetl Erfassttttg clul'ch

clen Jtrgenclwohlfaltrtstr'äger bei Verdacht der I\'{isshattcllrtns, cler

Vemachllissigung und des sexuellen Missbrattchs bei l\4inderjähri-
gcn sou,ie die Durchbrechung der Verschu'iegertheitsptlicht gegen-

über cleur .Iugenclu,ohlfahrtstr'ägc'r int Fall cler -Qenatlntetl Ver'-

dachtsrnomente vor.
Mit clem neuell KINDSCHAFTSRECHTS- ANDERUNGSGESETZ
2001 strebte man eine Stärkung der Rechtsstellung jr"rnger Men-
schen an. Zunächst durch eine Senkung des Volljährigkeitsalters
vou l9 auf l8 Jahrc. Hier zu ist zunächst zu betrerl:en, dess ,,Öster-
reich seit langem das einzige Mitgliedsland des Europat'ates mit ei-

ner über das 18. Lebensjahr hittausgehenden Volljährigkeit" rvar'

(Der österreichische Amtsvormund 159/2001, S.4). Neben eiuer

verstärkten Berücksichtigung des Willens der jungen Menschen bei
der Pflege und Erziehung sollte auch die gemeinsame elterliche
Verantwortung für das Kind stärker betont werden, z.B. durch das

Verständnis von ,,Obsorge" nicht rnehr primär als Elternrecht son-

dern als Elternaufgabe, durch die Möglichkeit der Obsorge beider
Eltern nach der Scheidung etc. Die Herabsetzung des Volljährig-
keitsalters lässt allerdings befürchten, dass jugendstrafrechtliche

Möglichkeiten einschließlich der Diversionsmaßnahncn cingc-
schränkt werden könnten (vgl. JESIONEK 2001, S.256).

Die Novelle zurn JUGENDGERICHTSGESETZ von 1988 (BGBI I
19l200l) vollzieht zunächst die Senkung des Volljährigkeitsalters
auf 18 Jahre entsprechend dem KindRAC :OOt; ftir eine vor
Vollendung des 21. Lebensjahres begangene Tat sollen künftig
teilweise die besonderen Verfahrensbestimmungen des JGG anzu-

wenden sein. D.h. die ,,Novelle verfolgt einen Mittelweg zwischerl
einer schlichten Altersreduktion und einem selbstständigen Straf-
recht für die jungen Erwachsenen" (Der österrelchische Amtsvor-
mund 160/2001, S.94).

Schließlich sind in diesem Zusammenhang noch die KINDER- uncl

JUGENDANWALTSCHAFTEN Österreiclts zu nennen. Das Ju-

gendwohltahrtsgesetz 1989 (BGBI Nr. l6l) nennt in $10 erstnrals

die Kinder- und Jugendanrvaltschaft als Einrichtung, welche Kin-

a

a
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cler, Jugenclliche und deren Familien beraten soll. Nachdenr sich die
genr. Bunclessesetz gefbrderte Eilrichtung in manchen Länclern le-
lativ lange hin,gezogen hat, wurde irn Jahr 1991 beirn darnaligen
Bivl f. Urnwelt, Jugend und Familie eine Kinder- uncl Jugendauwali-
schafi des Bundes geschaften. Sie wurcle mit einenr ,,Roten Tele-
fon" ausgestattet, das österreichweit zum Ortstarif v.a. Kindern und
Jugendlichen, aber auch Erziehungsberechtigten zu Fragen der Be-
ratung und Information angeboten wurde. Bis zum Jahr 1995 sind
schließlich in allen Bundesländern Kinder- und Jugendanwaltschaf-
ten nach den jeweiligen Ausführungsgesetzen zum JWG entstanden
(vgl. BENZONI 2001, S.l93ff.). Mit dieser Einrichtung lief3e sich
in Österreich durchaus jugendpolitisches Lobbying betreiben (vgl.
ROTH t993).

Völlig andere Materien behandeln zwei weitere Jugendgesetze:
r Das neue BUNDES- JUGENDFÖRDERUNGSGESETZ (in KTaft

getreten am 1.1.2001) hat das Ziel der finanziellen Förderung von
Maßnahmen der außerschulischen Jugenderziehung und Jugendar-
beit. Als Jugendliche im Sinne dieses Bundesgesetzes (aber auch
des folgenden Bundes-Jugendvertretungsgesetztes) werden alle
,jungen Menschen bis zur Vollendung ihres 30. Lebensjahres" an-
gesehen ($2 (1)). Die dem Förderungsverständnis zu Grunde lie-
genden zehn Grundsätze der Jugendarbeit können durchaus als zeit-
gemäß gelten.

o Ebenfalls mit 1.1.2001 in Kraft getreten ist ein neues BUNDES-
JUGENDVERTRETUNGSGESETZ. Es erlaubt eine (repräsentative
und handlungsfähige) Mitsprachemöglichkeit der Jugend auf Bun-
desebene durch die Einbindung von Vertreterlnnen der verbandli-
chen Jugendorganisationen sowie der offenen Jugendarbeit. Damit
wird die gesetzliche Vertretung der Interessen der österreichischen
Jugend vergleichbar den gesetzlichen Interessenvertretungen der
Dienstnehmer, der Wirtschaftstreibenden, der Landwirte und der
Senioren verankert. Auf diese Weise kann Jugendpolitik als Quer-
schnittpolitik alle Politikbereiche einbeziehen. Somit ist die Vertre-
tung - bis zur Durchsetzung ist es meistens noch ein weiter Weg! -
der Anliegen der jungen Menschen sowie die Beratung von politi-
schen Entscheidungsträgern in den jugendrelevanten Bereichen ge-
währleistet.

o Elternbildungsprojekte können seit dem 1.1.2000 gemäß g39c Fa-
milienlastenausgleichsgesetz aus Mitteln des FLAF auf Ansuchen
gefördert werden. Solcherart wurden die rechtlichen Voraussetzun-
gen für die Förderung von ,,Eltern- und Kinderbegleitung in Schei-
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clungs- uncl Trennungssituationln" Sl,l3haffen' Hiermit ist der Sozi-

alen Arbeit O"' Zugäng zu nicht unwesentlichen Arbeitsbereichen

wenn schon ,ti"h'::ö'il"-J' t;;;;t;och sehr erleichtert worden' Es

eeht unr patfugogi"f'" und iherapeutische Arbeit mit Kindergrup-

ää:#öll,-"t"'"äiHi'-li'"'*";?*::l'JX,ll',"fi JäX-:'[:,l:
um Elternsetntnar

".rili,ffT3,ililä11;"u"n 
Geserzesmarerien sincl Soziale Arbeit und

poritik gehalten, crie Herausforderungen ,rnJ Moglithkeiten zu ergreifen

und u,o-,.,,.t2en' Es ffiö ü*1.{:t::"";*lnm;:}"T ä:"#::.
tf 

Xl"'.'H il',";"1i T, i[,[3ä["ö ü iä} eri 
" " 

J oi e g e s c h ar-

fenen Mögli"nrt"it"aiäJin ät' pto"is der Sozialen Arbeit erst langsam

aussestaltet *"rd"n.ä'i'i"är" r"ir"."n S"toitt wird schließlich von So-

ziaier Arbeit onO Soätd;;ii. eine tritisct",e Beurteilung des Erreichten

einzuholen sein'

4.2.3. Jugendarbeit - Prävention und/oder Förderung?

In den Bereichen der außerschulischen Jugendarbeit sind die Jugendli-

chen verstärkt zur Zi"ig'opp" pli1T'1"; Bemühens geworden' Das

drückt sich etwa 
'" 

j"'?*ithr 1999 durcheeführten Namensänderung

der,,Bildungrutjt'"':in 
^"öäägnnercHrs'öHes BILDUNGSFoRUM

für fördernd" uno p.au";ii;G;"darbeit''und in den dabei festgeleg-

ten Zielen aus:

o Die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern sowie der außer-

schulischen Irg"äi"ru"iilur 0", einen und Experten der Präventron

auf dcr anderen Seite soll belebt werden'

o Der Arbeitsrahri"" ,"iL gesundheitsförderndes Handeln in der Ju-

sendarbeit t"'"t-iüt'"" f,'nu' "**"keln 
und über die Suchtpräven-

iion hinaus ""f 
;;i; wichtige proui"-r"roer wie AIDS, Gewalt'

Schulden,'"*t"il;;ü;"ut"""i.*d 
Sekten ausgedehnt werden'

Der Präventlon'uor#ig"ä"t ti"tt hi"i:; ;kant lm Bereich der Ju-

gen d arbei t n i' 0"""r'r äät' w u rd e, 
" I 4f ;tl l;Xiru'$t1ll,l?lil, 

t'1;

*li:;:l"llfl :Jl"?i:'lü^']iltrTf'":'t=#;;,1ä#.ffi :;}ffi i;-

nll*t:m:fä:ä'5 ;1"1 
;t:üs#ä'i;;;?' doch zu warnen

1vgi. I-tNnliERßR;;;Niö'zöüt' sJ6ö' ;;;"noo'u"ir bezieht sich aur

die Gestaltun, uoni"u"*verhältnissen,"i" ritt positive Lct,ensumstän-

de zu fördern und subjektive nisikolagen r"ri"röno.gogisch zu bearbei-
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ten. Kincler- uncl Jugenclarbeit hat sich einder-rtig uncl itr erster Ltnte am

Wohl der Kinder und Jugencllichen zu orienlieren - uncl tticltt an ijf'lent-
lichen Srcherheits- untl Ordnungsbedürfnissen. Sie client also nicht vor'

rangig der Veriiinderung von jugcndlicher Deviauz. Diese sozialpäcfa-

gogisuhc Problernatisierung cler Prävention ist uicht misszur,et'stehen als

IndifTerenz gegenüber den zrveit-elsohne vorhaudenen Ploblemen rtnd

Gefährdungen jugendlichen Aufwachsens. Es sollte viehnehr nach-
drücklich darauf aufmerksam gemacht werden, dass deren Bearbeitung

in Settings ,eemeinsamer Problembearbeitung und offener Beratung so-

zialpäda-eogisch angemesseuer erfblgen kann. Dabei rverden die Ju-

gendlichen als Koproduzenten ernst genommen, ihren Fähigkeiten und

deren Entfaltung wird mehr Aufinerksarnkeit geschenkt als ihren ver-
meintlichen Defiziten.
Diese Zielrichtung verfolgt auch der ,,Dritte Bericht zw Lage der Ju-

gencl in Österreich" (vgl. FRIESL u.a. 1999). Wählend sich der Erste

und Zweite Jugendbericht (vgl. JANIG u.a. 1988; JANIG/RATHMAYR
1994.; um eine wissenschaftliche Analyse und Reflexion der Lebenssi-

tuation bemühten, warell im Dritten Jugendbericht die Schlüsselbegriffe

,,Freiheit und Partizipation, zeitgemäße Jugendarbeit. ihre Unterstüt-
zung und Förderung. (...) Es geht insgesamt um eine Einschätzung des

gegenwärtigen und zukünftigen Bedarfs an Kinder- und Jugendarbeit,
um daraus zeitgemäße Maßnahmen ableiten zu können: Für die Träger-
organisationen von Kinder- und Jugendarbeit ebenso wie für die Ver-
antwortlichen in Jugendpolitik und Jugendförderung auf allen Ebenen"
(FRIESL I999E, S.7f.). In etwa fünf Jahren werden - ähnlich wie unter
4.2.2. angeregt - die Soziale Arbeit und die Jugendpolitik gefordert
sein, diesbezüglich kritisch Bllanz zu ziehen.

4.2.4. Soziale Räume und Jugendarbeit - eine wichtige Perspektive

Jugendliche fühlen sich mit ihren Problemen (Ausbildung, Arbeit, Um-
welt) weithin allein gelassen. Dabei werden über die Medien zuneh-
mend die individuellen Defizite von Kindern und Jugendlichen themati-
siert. Die sozialen Voraussetzungen und Lebensbedingungen, welche
die Gesellschaft der nachwachsenden Generation anbietet, bleiben aber
häufig außerhalb des Betrachtungsrahmens. Es ist doch wert festzuhal-
ten, dass trotz einer Kindheits- und Jugendforschung wie nie zuvor Poli-
tik und Gesellschaft viel zu wenig realisieren, mit welchen Zumutungen
die junge Generation heute lebt.
Einen zunehmend wichtigen Bereich, bei welchem Soziale Arbeit und
Sozialpolitik gleichermaßen herausgefordert sind, bildet die Sicherung
bzw. das Angebot von sozialen Lebensräumen für Kinder- und Jugend-
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hchc, Dercn ir4iiglicirkcit.'rr. illi'c Ntttz-ttns. Et'$'eitt't'trrtg trtltl Be|eitstel-
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Diese Rliurue beeintlussell tllchhaltig die Nttt'tn- uud werleetltrvierk-

ltrrrg.clieLltrrgnngs_r'tnrlVer'lraltells\,VeiscllttirclclasZrtsatrrlrtetrlebender
Nlerrschen, insbesonclere clet'clort het'anrvllchsetlcletl Kincler ttrtd Jugettcl-

lichen (vgl. KRAUSKOPF 1999, S 436)'

ni" e"gÄndLrnge' für clie Wichtigkeit clieser so vet'stattcletletl sozialet]

Lebe'siäume eigeben sich vor ailem ans clen veriinclerlen Bedingtlllgell

cles Aufvachsens in clef Flmilie abet' auclt in deutraditionelletl Ge-

rneinschaften, in clettett solche Lernerfahruttgen kautn melu gernacht

u,eLclen kr)nnen. Diese Ränme lnüssell es eLttii)glichetl, das Hier ttrltl

Jetzi cler J'gendlicrhen als ,,Seiende" rnit ihren Bewiiltigurlgsprobleureu

onrurp.."nJn' Sie brauchen aber auch clie Dimension der Zukunft'

brauchen den Ausblick auf Perspektiven (vgl' WILK/BACHER 1994)'

DenrtdiesyrrrbolischeSinnkonstruktionderJrr.eendphaseist.trotzdel
eirrleiterrclpessirnistisclrakzentuieftensichtweisetnitZukunfiverbun-
clen. Dazu braucht es clas Interesse, clie Wertschätzung, die Akzeptanz'

den Dialog mit Erlvachsellen'

Um beide"n Dirnensionen Zu entsprechen, ist eine Vielfalt von Rärttnetr

vonnöten.sozialeArbeitalsJugerrdarbeitträgtdurchsogerrannte,,Mi-
lieubildung..dazubci'denBecltirfnisserrsichattszuleben,sitlhselbstzu
thernatisierenurrcldieZukurrftzuskizzieren..RaumzugebetlurrdRiiLt.
me zu erschlieljen (vgl. BÖHNISCH 1998' S'155ff')'

Die von der Erwachs""n"ng"*"llrchaft zur verfügu4g gestellten konkre-

ten R:iurne reichen von Spielplätzert über Üb.ngsräume für Musikgrup-

pe.n t,ir zu Jugenclzentren, von Spolt- und Freizeitanlagen bis hin zu

isru,tu"it trrefls. Diese Räume unierliegen ei'er wichtigen Ambivalenz:

Sie sincl organisiert, verrechtlicht, kontrolliert - und werden von clen

Jugencllichen kaum .,tg"no*'-""n' Um angenommen zu-werden' benijti-

gen solche Räume innere Freiheiten uncl sie müssen GestaltLr'gsm(ig-

lictrkeitcu eröffncn.
Kinder und Jugendliche verfügen über vielfältige Strategien.itr der An-

eignung clicscr Reume, die sie-au,:h einhringen.baneben flndet sich seit

clem eigenständigen AuftreLeil uru Jugcnäkulturen das Verstänrlliche

phänomen, dass sich diese einen Teil ihrer Lebensräume und -zeiten

selbstorganisieren.AngefangenvonderWandervogel-Bewegungztt
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Beginn des letzen Jahrhunderts tiber die ,,Halbstarken'' und ,,Banden"
bis zu den vielfältigsten Cliquen uud Gruppen am Beginn uttseres Jahr-
hunderts.
Diese Formen der Raurnanei-pnung uud Zeitstrukturierung haben ar,is cler

Perspektive der Errvachsenengesellschati i.d.R. etu'as mit Protest, nlit
Abweichung, mit Infragestellung zu tun. Doch es ist notrvendig, soziale

Räume zur Verfügung zu haben. die den Jugendlichen einen Lebens-

weltbezug errnöglichen. Soziale Räume im traditionellen Sinn als

Schutz- und Vorbereitungsräume, in denen Kinder/Jugendliche von der

Gesellschaft gleichsam separiert auf das Leben in ihr vorbereitet wer-
den, sind dysfunktional geworden, rveil das dahinter liegende traditio-
nelle Modell vom,,klassischen" Kind/Jugendlichen weitgehend obsolet
geworden ist. Die Generationengrenzen sind unscharf geworden und die

Kinder/Jugendlichen sind Teilnehmerlnnen unterschiedlicher Lebens-

wirklichkeiten - als Mädchen oder Burschen, jünger oder älter, in der

Stadt oder auf dem Land lebend, als Medienteilnehrnerlnnen, Konsu-
mentlnnen, Schülerlnnen, Lehrlinge, Arbeitslose etc.

Dies verweist auch darauf, dass sich Kinder- und Jugendarbeit nicht in
personalen (Erziehungs-) Situationen (im Gegenüber der ,,face to face"
Situation) erschöpft, sondern auch die Gestaltung von Situationen und

Gelegenheitsstrukturen, also Infrastrukturarbeit in den Sozialen Räumen
einschließt. Das Erziehungsverständnis in der Jugendarbeit ist daher so-

zialräumlich zu ,,erweitern", ohne dass ein Bereich für ,,eigentliche Er-
ziehungsarbeit" davon abgegrenzt würde. Erziehungsarbeit und
infrasturktusbezogene Bereitstellung von Ressourcen bilden keinen Ge-
gensatz sondern ergänzen einander (vgl. MÜNCHMEIER 1998,5.22f .).
In diesem Zusammenhang hat Soziale Arbeit aber auch die professio-
nelle Pflicht, mit der Tatsache umzugehen, dass die ,,Qualität ,sozialer
Lebensräume' (...) nicht per se gut (ist). Denn zu beachten und zu be-

obachten ist auch: Kinder und Jugendliche schaffen sich ihre eigenen
Räume, die nicht nur produktiv und entwicklungsfördernd sind, sondern
auch gefährdend, regressiv und kriminell sein können. Dies kann in der
Geschichte von Kindheit und Jugend materialreich nachgezeichnet wer-
den. Es gibt auch - wenn die Gesellschaft Kinder und Jugendliche ver-
nachlässigt - problematische ,soziale Räume' und Gesellungsformen"
(HAFENEGER I 997, 5.468).

4.2.5.Die Ambivalenz von Jugendarbeit und Jugendpolitik

Solches u.v.m. hat die Soziale Arbeit für diesen Bereich an die Politik
heranzutragen.
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Pt,litrk uuri Gcsellse:ha1't ihrclscits sincl gctoi'clelt, eine Vielfllt vott sozi-
alcu Rliurircn fiit'F,intler/Jugendiiche zLr schil['[eu. ivietletlterzttstellctt.
zu errri(jsliclren. Uncl sic sinr[ qülorJ(-'r'f. siJ z.u ulltdrstiitzetr ttncl zr"i bel'li-

higerr. ihlc Ploblenro zLr altikuiicl'en. zu bei.irbeitelt tuid wentt rtiöglich
zu lüs.:rr. Die in Kap. 4.3.2. tlalgestelltett Entit'icklttttgeu der gesetzlr-

ciren Ratrrnenbedingungen lassen zuurichst veLtultten, dass Artliegeti der

Jugencl uncl Jugendlölcleruug clur,;h clie Politik in Östeiieich besondels

nachdriicklich veltreteu werclen. Mit cler ernpfoltleneu Evaluierul]-s alll
Entle des geuannteu Abschnittes mahnte cler Autor cliesbezüglich bereifs

zur Volsicht. Natlillicrh sincl tlic duLch clie Politik bereits vielfach vorge-
gebenen Orter clurchaus u'ichtig - tvie eftvtt Kincler-/Jtrgetrclheauftragte.
Kincler-/Jugendparlamente ftir: stadtteilbezogene Mitbestiutttttttt-{, Koor-
clinationsstellen, Jugenclarbeitsplanung etc. Doch anderseits wercletr

Ktirznn-9en, Schließungert und Eirtschränktutgell ullter Hinweis attf ztt-

weilen fragu'tirdige betriebswirtschattliche Gesichtspunkte vor allem -
aber nicht nur - bei Einrichtungen exektttiert, clie sich auf-ertlncl ihrer
eigenstiindigen uud autonolnen Gestaltttng ihres jeweiligen Sozialt'au-

nres deln direkten Zugrtff der Politikerlnnen itnmer wieder zu entzieherr

trachten. Und wild die Kinder- und Jugendarbeit in JugencltrefTs uncl

Jugendzentren, in Jugendcaf'es und Freizeitstätten, auf Abenteuer- ttttd
Bauspielplätzen, in Musik-, Mal- und Kreativitätsschulen, in Fußball-
fanprojekten und soziokulturellen Zentrett von der Politik nicht imurer
noch stiefrnütterlich behandelt - so als hätte das alles nichts mit Bil-
dung, rnit sozialisationsunterstiitzenden Maßnahtnen zu tun? Die Politik
ist herausgefordert, nicht nur eine Vielfalt von sozialen Räumen anzu-

bieten bzw. zu errnöglichen. Sie hat endlich auch dafür zu sorgen, dass

Kinder- und Jugendarbeit ,,als ein substanzielles gesellschaftliches So-

zialisationsfeld (...1, als ein Segment des dritten Sozialisationsbereiches
neben Farr-rilie und Schule (..) in der Gesellschaft einen akzeptierten
Platz" zngestanden erhält (THOLE 2000, S.2l4). Dementsprechend wä-

re sie neben dem,,Großtheura Bildung" in der Politik ztt verankern.

Damit würde für die Sozialpädagogik endlich eingelöst w^;den, was vor
mehr als 70 Jahren von NOHL bzw. BAUMER angedacht wurde, nätn-

lich außerfamiliale und der außerschulische Erziehung als dritten

Grundpf'eiler der Erziehungssektors auch politisch substanziell zu ver-

ankern (vgl. REYER 1999, S.28ff.). Jedenfalls ist die Politik in beson-

t-lcrcrrr NIaßc tlazu vethaltetl, iu den I(öpf-en der N{cnschcn Plotz urtd

damit eine öffentliche Akzeptanz zu schaffen, damit Kinder- und Ju-

gcndarbcit zugclasscn und cingerichtet werden kann, Die sachliche

Vorarbert dazu hat dte Soztale Arbeit zu leisten.
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4.2.6. Kind-/Jugendtlezogene Politik als Querschnittpolitik

Auf Gruncl difTerenzierter enpirischer Analysen fordern WILK/BA-
CHER (1994, S.360) eine ,,kindbezogene Politik", vor allern ,,vor Ort";
Sie verlangen ,,mehr freie Zeit der Eltern für ihre Kinder, mehr freie
Zeit der Kinder für sich selbst, mehr Freiräume in der Wohnung, der
Wohnumgebung und in der Schule, gesicherte Nachmittagsbetreuung
(und) mehr Hilfe zur Bewältigung kritischer Lebensereignisse". In ei-
nem sehr übersichtlichen Diagramm können sie veranschaulichen, dass

Kinder- und Jugendpolitik Querschnittspolitik ist und diesbezügliche
Ansprüche nicht auf den Staat allein begrenzt werden können.

Politik-
bereiche

,,Orte"
der Politik

Forderungen
und Ziele einer
kindbezogenen
Politik

[Graphik 2: Zielsetzungen und Handlungsfelder einer kindbezogenen Politik,
wrLI(BACHER 1994, 5.361.1

Weiterreichend sind jene Forderungen an die Gesellschaft, welche Wis-
senschafterlnnen des Sonderforschungsbereiches,,Prävention und In-

Familien-
politik

Sozial-
politik

Wohnbau-
politik

Bildungs-
politik

Regional-
politik

Kommune Schule

mehr freie
Zeit d. Eltern

mehr (FreiJ
Räume

mehr Hilfe zur Bewältigung
kritischer Lebenserei gnisse

mehr freie
d

mehr Nachmit-
tagsbetreuung chancen

Bildu

Wohlbefinden
der Kinder

Entwicklungs-
chancen
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tervention im Kindes- und Jugenclalter'' als sogenallnte ,,Bielefelder Er-
kl:irung zur Kincler- uncl Jugenclpolitik" forululieren (vgl' HURREL-
MANN 1997, S.64ff.). Sie verweisen mit vielen aus der Forschungspra-

ris begriincleten Argurnenten auf die Unerlüsslichkeit, das Bewusstseiu

cler Errvachsenen für die Verantworttlllg der Zukunftschancen der Ju-

gend zu fördern. Die Maßnahmen zur Stärkung der Beteiligung von

Kindern und Jugendlichen dürfen sich jedoch nicht auf die symbolische
Ebene beschränken. Sie können vielmehr erst dann wirksam werden,

wenn die Erwachsenen bereit sind, die zunehmende Verantwortungsbe-
reitschaft und -fähigkeit von Kindern und Jugendlichen zu fördern, in-
dem sie ihnen auch Entscheidungsbefugnisse überantworten. Die suk-

zessive Durchsetzung der Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre bei

Komurunal- und Regionalwahlen bildet einen ersten wichtigen Schritt.
Aber auch die Etablierung eines wie immer gearteten Wahlrechts der

Eltern für ihre wahlunmündigen Kinder steht dem Prinzip der Stärkung
ihrer Beteiligung - zunächst jedenfalls - nicht grundsätzlich im Wege.

4,3. Der neue Sozialstaat - aktivierend und gestaltend

4.3.1. Allgemeines

,,Der neue Gesellschaftsvertrag knüpft Rechte an Verpflichtungen"
(GIDDENS 2001, S.1). Diese ungeschminkt klare Aussage mag zu-
nächst als Leitmotiv für die Idee des aktivierenden Sozialstaates gelten.

Seine Konzepte stehen im Brennpunkt von sozialpolitischen Umorien-
tierungen seit Anfang der 90er Jahre, nicht nur der Sozial - sondern

insgesamt der Gesellschaftspolitik (vgl. EVERS 2001, S.84).
Unter dem Eindruck der demographischen Alterung der Bevölkerung,
der Clobalisierung der Wirtschaft, cincr konstant hohcn strukturellen
Arbeitslosigkeit und einer angespannten Finanzlage der öffentlichen
Haushalte ist der Sozialstaat klassischer Prägung in eine Krise geschlit-
tert. Die Krise dürfie nicht bloß eine Übergangskrise sein; vielmehr
scheint, dass wir es ,,mit ernst zu nehmenden Steuerungs- und Legitima-
tionsdefiziten des überkommenen sozialstaatlichen Institutionensystems
zu tun haben" (OLK 2000, S.101). Eine ungenierte weitere Expansiotr
des bisherigen Sozialstaates würde aktuell diskutierte unerwünschte
Nehenfol gen wie wachsende Intransparenz oder reduzierte Treffsicher-
heit ignorieren. Anderseits dürften überzogene Forderungen nach Rück-

bau bzw. sogar nach Abschaffung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen den

sozialcn Zusammenhang der Gesellschaft überstrapazieren.
Neue Perspektiven ergeben sich aus Ansätzen, wie sie unter den Leit-
begriffen ,,Dritter Weg" (vgl. GIDDENS 1999) bzw. ,,aktivierender So-
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zialstaat" (vgl. OLK 2000; EVERS 2001) seit Mitte der 90er Jahre untl

als,,Umbau des Sozialstüates" (vgl. FINK 1990) bereits seit Ende der

80er Jahre diskutiert werden. Nun -seht es darum, ,,clen Staat llell zu

denken" - etwa unter der Perspektive: ,.Aufgabe der Politik ist es rticht,

die Gesellschaft zu bedienen, sonderu sie zu aktivieren. Dtrzu bedarf es

eines neuen Ansatzes in der (...) Sozialpolitik, der sich an den Ressour-

cen (der Menschen, der Gesellschaft) orientiert und nicht an ihren Defi-
ziten. Menschen, auch die in Randgruppen, haben nicht nur Mängel und

Probleme, sondern immer auch Fähigkeiten" (DETTLING 1995, S.21).

4.3.2. Die Grundgedanken

Die Grundgedanken des aktivierenden Sozialstaates lassen sich nach

OLK (vgl. 2000, S.l08ff.) folgender Maßen skizzieren: Der klassische

Sozialstaat ist entstanden mit der Zielstellung, gegen die erwartbaren

Risiken des (Lohn-)Arbeitslebens durch Solidarbeiträge und den Aus-
bau entsprechender Einrichtungen und sozialer Dienste abzusichern.

Dieser Weg scheint ausgereizt. Nun geht es darum, Staat und Gesell-
schaft in ein neues Verhältnis zueinander 

^r 
setzen.

Sozialpolitik heißt nicht mehr, bloß Maßnahmen und Programme zur
Versorgung ,,Bedürftiger" zu entwickeln. Sie muss Rahmenbedingun-
gen und Gelegenheiten für selbstgesteuerte Problemlösungs- und Be-
wältigungsstrategien bereitstellen. Es geht um die Entwicklung einer
Politik, die es versteht, Beteiligungsformen zu entwickeln, in deren
Rahmen individuelle Interessen und Gruppenanliegen unter Berücksich-
tigung von Gemeinwohlanliegen umgesetzt werden können. ,,Aktivie-
rende Sozialpolitik bezieht, gemäß den Prinzipien der Förderung und
Aktivierung , ihre Zielgruppen als Handelnde in die Leistungserbringung
ein und unterstützt und fördert deren immer schon vorhandene bzw.
entwicklungsfähige Problemlösungen" (OLK 2000, S.108). Der aktivie-
rende Staat zieht sich auf die politische Verantwortlichkeit für das

Wohlbefinden seiner Bürger, auf die,,Gewährleistungsverantwortung"
zurück (OLK 2000, S.109). Die Verantwortung für die Durchführung
der einzelnen Maßnahmen kann er abgeben - nicht im Sinne einer
,,schleichenden Privatisierung", sondern in Form einer ,,möglichst kon-
sensualen Strategie der Neuaufteilung von Verantwortlichkeiten zwi-
schen Staat, Markt, Drittem Sektor sowie Bürgerinnen und Bürgern."
Die Leitfrage dabei lautet: ,,Was kann der Sozialstaat besser, was kann
der Markt, was können gemeinnützige Organisationen (...) und was
kann der Bürger selbst besser tun?" (OLK 2000, S.109). Insofern lässt
sich das Leitbild des aktivierenden Staates sehr gut mit Vorstellungen
einer ,,Zivilgesellschaft" verbinden. ,,Denn es geht sowohl darum, den
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,Dritten Sektor' zwischen Nlarkt' Staat uncl Individuen als auch den ein-

zelnenaktivenBtirgerzustärkerr,der(...)seirreeigenenAngelegenlrei-
ten rnöglichst selbst 

'"g"1'' 
aber auch an gesellschaftlichen Problerl-rlö-

sungen mitwirkt una'oii ii"se Weise die Rolle eines 'Koproduzenten'

über'immt. pu, u"o"ii"t lugi"i"tt, dass. partizipation irn aktivierenilen

Sraat weit über die üfi;;; F;rmen politischer Beteiligung hinausgeht'

(...) Insofern ist der ;k'*" ;t'ger nicht^lediglich 'politischer 
Auftrag-

geber' sondern ".t";^,*;;ooi'""t' 
offentiicher Leistungen" (oLK

2000, s.110).
Es ist dies also kein Bruch mit dem gewachsenen Sozialstaatsmodell

sondern eine Entwickfö Oi" u""utit' das Modell des Sozialstaates

unter den g"g"U"n"n-e"dlngung"n der r.eflexiven Moderne neu zu jtts-

tieren. Der Sozialst""' *""i ü"sters will "den 
Menschen die Hand rei-

chen, statt errnor"n uuiruteilen" (,,offer a hand up' not a hand out" -
vgl. Al GORE: ,,ntini'l'iting Cou"irn"n'" - das Regieren neu erfinden)'

Die Entwicttung gJt ;utir"absichcrnden' versorgenden Staat hin zum

befähigenden' .r.t'giit;;-;"; (',ena$ng") Staat' cler stärker il, :t^t::
chancen eröffnet uiJ"ur investive strategien setzj, :lso Investtttonen

in die Entwicklung uor.Hurunkapitel und iozialer Infrastruktur fördert'

4.3.3. Die Hoffnungen

Für RAUSCHENBACH (vgl' 1997 ' S'483ff') scheint damit ein neuer

Schritt in der g","ri"i;ii"tt"" Entwicklung des Sozialen erreicht'

,,Nach dem Aufbau unJ a.uruuu der Expertenriulturen in sachen Sozia-

les und Solidarität rt zö' lit'' J"' ln einer zunehmenden Verberufli-

chung und in einer Verlagerung von privaten' naturwächsigen Hilfe-

formen ztr offentrictr' äönir-i"tt"n Hilfssystemen zum Ausdruck

kommt,gehtesnunmehrumeineneue'sekuittlärelcbcnsweltlicheAn-
eignung des Soziale" *O der Solidarität ("') außerhalb und innerhalb

der Expertenkulturenl,iäiüdcueNBACH 
1997, S.483). Es geht nicht

darum, das Ehrenamt in seiner traditionellen Form wieder zu beleben

(vgl. HEIMGARTN;R^zoool Für RAUSCHENBACH stellt sich die

Aufgabe,,,wie Fragä'O"r"iäri"fen und der Solidarität,digitalisiert"

also (..') systematisch vermittelbar' gewissermaßen lehr- und lernbar

werclen (..'). damit ptin'ipl"ff alle Menschen in die Lage versetzt wer-

den, sich or" not*eliig"i, är""okcnntnisse uncl Grundcrfahrungcn für

eine Kultur des d;;äl;" anzueignen" (RAUSCHENBACH 199'l 
'

s.484). Üuer di","n w;;iil"r oiä uogti'rr\e'1t elne'1 "Nzugestaltung

einer Kultur des Sozialen"' worunter er 
"rJie 

Miturbeit an ein'er n"u:l

Balance zwischen J*r-c"r"uschaft des Erfolges und des ökonomt-

schen Gewinn, uui o"r einen Seite sowie einei verantwortungsethik
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und einer KultLrr des Sozialen auf der anderen Seite" (RAUSCHEN-
BACH 1997, 5.485) versteht. Daraus könnte - so seine Hoffnung - ein

,,solidarischer Individualisntrs" entstehen.
OLK zielt deutlicher auf die Bearbeitung vorhandener Ungleichheits-
strukturen: ,,Aktivierende Politik muss (...) von einer ungleichen Vertei-
lung von Bewältigungskornpetenzen und Ressourcen ausgehen und ge-
gebenenfalls durch gezielte Maßnahmen solche Ressourcen (schaffen

bzw. entwickeln J. SCH.). Erfolg und Angemessenheit aktivierender
Konzepte hängen also nicht zuletzt davon ab, inwiefern es gelingt, ei-
nen weiterhin notwendigen Sockel universeller Anspruchsberechtigun-
gen mit einem Paket an ,ermöglichenden' und aktivierenden Maßnah-
men und Angeboten derart zielgruppenbezogen zu verknüpfen, dass

insbesondere schwache gesellschaftliche Gruppen nicht über ihre Mög-
lichkeiten hinaus zu Eigenlösungen verpflichtet werden" (OLK 2000,
S.117). Erst unter dieser Prämisse ist seiner Meinung nach die notwen-
dige neue Austarierung des Prinzips von ,,Fördern und Forderd" im
Sinne sozialer Verantwortung zulässig. Solcherart wird sie mit einer
deutlicheren Auflage verbunden als mit den bloß plakativen Forderun-
gen nach einer neuen Balance von Rechten und Pflichten.

4.3.4. Die Kritiken

Diesen positiven Sichtweisen des aktivierenden Sozialstaates stehen

aber durchaus auch deutlich problematisierende, ja negative Betrach-
'tungsweisen gegenüber.
Das Prinzip, wonach Förderung mit Verpflichtung einhergehen soll,
wird als ungeeignetes Instrument zur Erzeugung von sozialem Zusam-
menhalt problematisierl. Die zunehmend praktizierte Koppelung von
Anrechten an die öffentliche Hand an eigene Leistungen kritisiert z.B.
DAHRENDORF (2000, S.l5): ,,Das passt in eine neue Stimmung des

,Wer Rechte will, muss auch Pflichten akzeptieren'. Also wird selbst
ledigen Müttern mit ganz kleinen Kindern die Sozialhilfe gekürzt, wenn
sie nicht arbeiten, wobei Haushaltstätigkeit und Kindererziehung nicht
als Arbeit gelten. (...) Ob auf diese Weise Solidarität gestiftet, soziale
Kohäsion gefördert wird, darf man tunlich bezweifelt."
Darüber hinaus betont man, dass in der Verpflichtungsforderung eine
Stigmatisierung enthalten sei: ,,Alle Formen von Workfare stigmatisie-
ren die Arbeitslosen als Versager und Faulenzer, die von der Gesell-
schaft berechtigterweise und zu deren eigenem Besten zur Arbeit zu
zwingen sind. Die Gesellschaft überzeugt sich so selbst von der Arbeits-
losigkeit: Diese Ursache seien die Arbeitslosen selbst" (GORZ 2000,
S'14). Über die Verpflichtungsansprüche zur Arbeit greift der aktivie-
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sche Gestaltungsaufgabe" im Sinne einer dynamischen Verhandlung
,,des Verhältnisses von Mensch uncl Ökonomie, von sozialer Ungleich-
heir und kollektivcr lderrtität" {BÖHNISCH/SCHRÖeR ZoOZ, S.t8.ll
wieder übernimmt. Es brancht soziale Konflikt- und Aushandlungsräu-
me, damit die Menschen ,,die Möglichkeit erhalten, soziales Miteinan-
der und sozialen Konflikt in der bestehenden gesellschaftlichen Span-
nung zu erfahren" (BÖHNISCH/SCHRÖER 2002,S.183).,,Die Einbe-
ziehung des Sozialpolitischen in einem neu strukturierten Verhältnis
von bürgerschaftlicher Sphäre und Sozialstaat bildet somit den Kern des
Konzeptes des,gestaltenden Sozialstaates"' (BÖHNISCH/SCHRÖER
2002, S.183). Dementsprechend müssen nicht nur die Leistungsemp-
fänger als aktive Bürger sondern in besonderen Maße auch ,,der Sozial-
staat in seiner sozialpolitischen Gestaltungsfunktion herausgefordert
werden" (BÖHNISCH/SCHRÖER 2002, S.184). Ersr aus dieser per-

spektive kann die Bürgerbeteiligung, wie sie durch den aktivierenden
Sozialstaat bzw. in der Zivilgesellschaft gefordert wird, ,,ihren sozialpo-
litischen Sinn erhalten" 18ÖHNISCH/SCHRÖBR 2002, S. I 85).
Auf diese Weise scheint die Zusammenführung sowohl individueller als
auch struktureller Dimensionen in diesem Politikmodell aufgehoben,
Dazu braucht es die Vision vom handlungsfähigen, autonomen Men-
schen. Hier ist die Pädagogik, unter der Perspektive der Sozialpolitik in
besonderem Maße die Sozialpädagogik gefordert. Sie hätte u.a. die
Aufgabe, den Menschen unter den gesellschaftlichen Bedingungen zu
helfen, ihre Freiheit zu erweitern, um die persönliche Verantwortung,
für diö es letztlich keinen Ersatz gibt, zu übernehmen (vgl. SEN 2000,
s.337).

5. Resümee

Zweifellos wäre es interessant gewesen, die aktuelle Armutsdiskussion
(vgl. z.B. ANSEN 1998) in diesem Zusammenhang ausführlich abzu-
handeln oder auf die Herausforderungen von Sozialer Arbeit und Sozi-
alpolitik durch die soziale Alter(n)sarbeit (vgl. z.B. SCHWEPPE Z00Z)
näher einzugehen. Damit seien aus den o.a. Bereichen zwei noch be-
sonders hervorgehoben, die uns in nächster Zukunft nachdrücklich be-
schäftigen werden. Ich habe den Versuch unternommen, das eingangs
skizzierte verständnis des verhältnisses von Sozialer Arbeit und Sozi-
alpolitik auf mehreren Ebenen zu beleuchten und weiterzuverfolsen. Im
konkreten Fall wendet sich die Soziale Arbeitzffii ihren sachkoÄpeten-
zen für inhaltliche Anregungen und Forderungen bezüglich der Verbes-
serung der Lebenslage an die Politik und bemüht sich für die Menschen
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urn hilfreiche Umsetzungen politischer Vorgaben. Sie sollte sich nicht
clazu missbrauchen lassen, aus Gründen der Systemkosmetik bloß auf
clie Arbeit mit Symptomen von tief-erliegenden, politisch unzureicherld

erlecligten Problernen reduziert zu werden und fehlende oder unange-

luressene politische Entscheidungen einfach hinzunehmen' Doch Symp-

tombehancllung unter Verweis auf inadäquate politische Vorgaben abzu-

lehnen bedeutet für die Betroffenen Zynismus und kann von daher auch

nicht die Methode der Wahl sein. Soziale Arbeit leistet einen Beitrag

zur Herstellung positiver Lebensbedingungen für die Menschen, die

Kinder, die Jugendlichen und ihre Familien. Sie ist damit auf Sozialpo-

litik verwiesen.
Sie ist herausgefordert, mittels empirischer Forschungen,,klärende
Hinweise z.B. über verdeckte oder vergessene Lebenssituationen unter-

schiedlicher Problemgruppen oder folgenschwerer Lebenszusammen-

hänge bedingt durch strukturelle alte und neue Ungleichheiten (nt erar-

beiten), um institutionell erzeugte Disparitäten von Hilfe, Unterstützung

und Beratung, um gesellschaftliche Benachteiligung und exestiirzielle

Deprivation" (OTTO 2002b, S.612) zumindest zu kennzeichnen bzw. zu

benennen. Mit der Erstellung und Sammlung solcher Ergebnisse und

Expertisen muss - wie einleitend bereits erwähnt - ihr Anspruch ein-

hergehen, die Diskussion um die alltaglichen Konsequenzen für die be-

troffenen Menschen in zentralen Bereichen wie Bildung und Erziehung,

Familie, Beruf, Versorgung, Alterssicherung etc' zu einer öffentlichen
Angelegenheit zu machen. Daran sollten die Politiker aber auch die ein-

zelnen Bürger nicht mehr achtlos vorbeigehen können, ohne sich darum
zu kümmern, welche Bedeutung solche'für,die jeweilige Lebenspraxis
gewinnen. '' t! \ : \' t":

Die Sozialpolitik ist für die strukturellen Rahmenbedingungen und de-

ren Modifikation zuständig. Sie sollte dabei möglichst friih den Verän-

derungsbedarf richtig einschätzen sowie Entscheidungen treffen, welche

die Probleme an ihren Wurzeln erreichen. Insgesamt muss wieder ein-

mal darauf hingewiesen werden, dass Sozialpolitik nicht nur reagiert,

sondern mit ihren Unterstützungen, Vorgaben, Lenkungen und Verwei-
gerungen maßgeblich neue soziale Verhältnisse schafft' Aktive Sozial-
politik sollte in der Zukunft auf eine 'Repolitisierung der Kommunalpo-
litik', auf eine 'Vitalisierung der Stadtteile' und damit auf eine Stärkung

der Selbstgestaltungskräfte abzielen, ohne den übergeordneten Bereich

der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen aus dem Blick zu verlieren
(vgl. LANGE/THIERSCH 1991, S.l4). Eine empirisch fundierte und

ideologiekritisch-empanzipatorisch arrsgerichfete Sozialplanung zum

Aufbau einer förderlichen sozialen Infrastruktur kann ihr dabei ein

wichtiges Hilfsmittel sein.
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Sozialpolitik und Soziale Arbeit sind auf'einander verwiesen. Doch soll-
ten ihre Vertreterlunen sich nicht scheuen, den Dialog bei Bedarf streit-
bar zu führen. Hier stellt sich allerclings für die Soziale Arbeit sehr

deutlich und begrenzend die Frage der Macht - der Definitionsn-rächt,
der Macht über Finanzen (2. B. Forschungsprojekte, Pilotprojekte), der
Entscheidungskompetenz etc. Wir sollten aber auch auf die Macht der

Beamten nicht ganz vergessen, die hinter den Politikerlnnen stehen und
über den sehr langen Atem der Verwaltung verfügen. Dieser ist durch-
aus dazu in der Lage, die Ansprüche der beiden anderen Gruppen -
auch unter den Gegebenheiten des new public management - wenn
schon nicht zu dominieren, so doch oftmals nachdrücklich zu beeinflus-
sen.

Soziale Arbeit kann nicht mit Sozialpolitik gleichgesetzt werden und sie

kann sie nicht ersetzen. Doch wenn sie in ihrer eigenen Praxis ununter-
brochen mit individuellen Fällen konfrontiert wird, welche die gesell-
schaftlichen Probleme,,systematisch widerspiegeln" (OTTO 2002b,
S.612), dann muss sie von ihrem professionellen Verständnis her zu ih-
rer Positionierung in den aktuellen politischen Zusammenhängen Stel-
lung beziehen.

Anmerkung

I Die beiden Begriffe ,,Sozialpädagogik" und ,,Soziale Arbeit" werden synonym ge-

brauchr (vgl. z.B. MÜHLUM 1996, S.z^\ff ., SCHILLING 1997).

Literatur

ANSEN, H.: Armut - Aufforderungen an die Soziale Arbeit. Frankfurt/M. 1998.
BENZONI, G.: Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs. In: Der österreichische

Amtsvormund 16212001, S. 193-198.
BÖHNISCH, L.: Pädagogische Soziologie. Eine Einführung. Weinheim./München

1996.
BÖHNISCH, L.: Grundbegriffe einer Jugendarbeit als 'Lebensort'. In: Lothar BÖH-

NISCH/Martin RUDOLPH/Barbara WOLF (Hg.): Jugendarbeit als Lebensort. Ju-
gendpädagogische Orientierungen zwischen Offenheit und Halt. Weinheim/Mün-
chen 1998, S.155-168.

BÖHNISCH L./MÜNCHMEIER, R.: Pädagogik des Jugendraums. Zur Begründung
und Praxis einer sozialräumlichen Jugendpädagogik. Weinheim/München 1990.

BÖHNISCH, L./SCHRöER, W.: Die roiiul"-Bti.g.rgesellschaft. Zur Einbindung des
Sozialpolitischen in den privatgesellschaftlichen Diskurs. Weinheim,/München
2002.

BUNDES-JUGENDFöRDERUNGSGESETZ (BGBI. I Nr. 126, 2000 vom 29. 12.
2000).



166

BUNDES_JLIGENDVERTRE-fTINGSGEIiE-fZ (BGBI I NT. I)1I2OI)O \'OIII

29 I 2.2(Xl()).

RIJNDE,S-JUGEND\\/OHLFAHRTS(IESETZ RGRI I NT" 16I AIIS 1T)89 ' N<TT'CI]C VIIIT

199[J (BGBI I Nr. 5-]/ 1999 vonr 9.4. 1999)

BLJNDESMINISTERITJIVI F. ARBEIT. GESUNDHEIT UND SOZIALES (Hg'): BC-

richt über clie soziale La-ee - 1996 (Sozialbericht i996)' Wien 1997'

BUNDESN,IINISTERIUN'I F. UN4WE,LT, JUGEND UND FAMILIE (Hg.): FANTiIiE

zrvischen Anspruch uncl Alltag. Östelreichischel Familienbelicht 1999. Wien

1999.
BUNDESN4INISTERIUM F. ARBEIT, GESUNDHEIT UND SOZIALES (Hg.,I: BC'

richt über die soziale Lage 1997. Wien 1998.

BUNDESMINISTERIUM 1-. sozIALE SICHERHEIT und GENERATIONEN (Hg'):

Bericht über die soziale Lage 1999. Wien 2001.

BUNDESMINISTERIUIVI F. SOZIALE SICHERHEIT UND GENERATIONEN tHg.):

Bericht über die soziale Lage 2001 - 2002. Wien 2002'

DAHME, H.-J./WOHLFAHRT, N.: Aktivierender Staat: NeLres Leitbild für die Sozial-

und Gesellschaftspolitik. In: Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit. Arheitsn'ohl-

fahrt Bundesverband e'V' Bonn. t/2001, S'10 - l4'
DAHRENDORF, R.: (2000, S.15 - siehe GALUSKE 2002' S 2l8)'
DER STANDARD - Östcrrcichische unabhängigc Tageszeitu'g. Hrsg' r'. Oscar

BRONNER. Wien 15.3.2003.

DETTLING, W.: politik und Lebensrvelt. Vom Wohlfahrtsstaat zur Wohlfahrtsgesell-

schaft. Gütersloh I 995.

DöRING, D./HAUSER, R. (Hg.): Soziale Sicherheit in Gefahr. Frankfurt 1995.

ERLER, M.: Soziale Arbeit. Ein Lehr- uncl Arbeitsbuch zu Geschichte, Aufgaben und

Theorie. Weinheim/München 1993.

EVERS, A.: Aktivierender Sozialstaat (II). In: Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit

31200r, s.83-89.
FINK, U.: Umbau des Sozialstaates '..
FRIESL, Ch. u.a. (Hg.): Dritter Bericht ztrLage der Jugend in Österreich. Teil E' Per-

spektiven und Empfehlungen. Wien 1999'

GALÜSKE, M.: Flexible Sozialpädagogik. Elemente einer Theorie Sozialer Arbeit in

der modernen Arbeitsgesellschaft. Weinheim/München 2002'

GIDDENS A.: Jenseits von Links und Rechts. Frankfurt am Main 1997'

GIDDENS. A.: Der dritte Weg. Die Erneuerung der sozialen Demokratie. Frankturt/M'

1999.
GIDDENS, A.: Wo geht's hier zum dritten weg? In: Die Presse 21122.4.2001, Spekt'

rum, S.1-2.
GIESECKE, H.: Die pädagogische Beziehung. Weinheim/München 1997'

GIESECKE, H. (Hg.j: Offensive Sozialpädagogik. Kleine vandenhoeck Reihe - van-

denhoeck Ruprecht. Göttingen 1973.

GORZ, A.: Arbeitzwischen Misere und Utopie' Frankfurt/M 2000'

GUGLER, A.: Die Effizienz der östeneichischen Familienpotitik. In: Osterreichische

Zeitschrift für Wirtschaftsforschung - Monatsberichte. Wiener Institut für Wirt-

schaftsforschung. 10192,S.5 19-525.

HAFENEGER, B.: Soziale Lebensräume für Kinder und Jugendlrche' In: llnsere Ju-

gend Ill1997 . S.465-469.
IItrIMGARTNER, A.: Ehrenarntlich bz$,. freiwillige Arheit in Einrichtungen Sozialer

Arbcit. PLil. Diss. Cr:az 2000



167

HtiRRtlLNlANN, K.: tsieleielier Elklalung zur Krnder- uurl JugenrlPolitik. In: Detrt-
schc Gesellschltt fiil Elzie hungslvissensclilrft (l-lg.): Elziehungss'isscttschrrft, Helt
Iir Levt'r'kusen I997. S.{rrl-7I.

.lANIG. FL u,u. (I'lg.): Schijncr V,rgel Jugerrtl. Arrirlyren zur Leir.:ri:;siluatioit jttscurlli-

cher'. Linz l9lll3.
.1.\NIG, H./RATHN4AYR, B. (Hg.): \\/lrtezeit, Strulicn zu den Le'ire rrl'ert:iltrtissett Ju-

gendlicher in Österleich. Innstrruck i994.
JE,SIONEK. U.: Die Ausrvirkungen des Kindschrftsrechts-AntlelLtnqs-qesetzes 2001 auf

drs iirtclleiclrische Jug.erttl'trullccht. ln: Der'Östcllcichisehe Anlt\v()rltttttrd 100 l.
s. t56-159

JTIGENDGERICHTSGESETZ, Novelle gem. BGBI I 19/10{)1. Kommentiette Texte.
In: Der österreichische Atntsvorurund 160/2(X)I, S.97-10U.

JUGENDSCHUTZGESETZ des Lancles Steielmark, dc's Bulgenclllncles, der Stadt
Wien.

JLICENDWERK d. DEUTSCHEN SHELL: Jugend 1997. Zrrkunftsperspektiven, Ge-
sellschaftliches Engagenrent. politische Orientiemngen. 12. Shell - Jugendstudie.
Oplaclen 1997.

KAUFN4ANN, F. X.: Die Zukunft der Familie im vereinten Deutschlancl. München
lg9-5.

KI N DSCHAFTSR ECHTS-AN DERUNCSC ES ETZ ( BC B I I I .].5/2OOO I KI,TMINCNIiCTICI'

Volltext. In: Del österreichische Amtsvormurtd. l -59/200 I, S. l-53.
KRAUSKOPF, S.: Sozialrauurorientierung in der Ju,gendhilfe und ihrer Planung. In:

Unsere Jugend 1011999, S.434-438.
LANGE, D./THIERSCH, H.: Neugestaltung des Sozialen in der Konkurrenzgesell-

schaflt. Memorandum. In: MÜLLER/REINL a.a.O., S.l l-14.
LINDNER, W./FREUND, Th.: Der Prävention vorbeugen. In: Die Präventioti. Zur bri-

tischen Bewertung von Präventionsansätzen in der Jugendarbeit. Opladen 2001,
s.76-96.

LIST, F.: Das nationale System der politischen Ökonomie. Klassiker der Nationalöko-
nomie. Düsseldorf. Jena 19224.

MAZAL, W. (Hg.): Erhöhung der Treffsicherheit des Sozialsystems. Wien 2000.

MOLLENHAUER, K.: Die Ursprünge der Sozialpädagogik in der industriellen Gesell-
schaft. Weinhein/Basel I 987.

MÜHLUM, A.: Sozialarbeit und Sozialpäda-eogik: ein Vergleich. Frankfurt am Main
1996.

MÜNCHMEIER, R.: Was ist off-ene Jugendarbeit'i Eine Standortbestimmung. In: DEI-
NET, U./STURZENHECKER. B. (Hg.): Handbuch offene Jugendarbeit. Münster
1998. S. l3-23.

I\4ÜLLER. C. W.: Wie Helf-en zunt Beruf wurde. 2 Bitnde. Weinheinr/Basel 1988.

ÖSTERREICHISCHES BILDUNGSFoRUM FÜR FÖRDERNDE UND PRAVENTI-
VE JUCENDARBEIT. http://www.youthpromotion.at/work/work_home.htrnl

OLK, T.: Der,,aktivierende Staat". Perspektiven einer lebenslangbezogenen Sozialpoli-
tik tür die Kinder, Jugendliche, Frauen und ältere Menschen. In: MÜLLER,
S./SÜNKER, H./OLK, T./BÖLLERT, K. (Hg.): Soziale Arbeit. Gesellschaftliche
Bedingungen und professionelle Perspektiven. Neuwied/Kriftel 2000, S.99-1 18.

OTTO, H.-U.: Hartz & Co - Forderungen für die Soziale Arbeit. In: Neue Praxis
112002,S.4 I 3-4 I 5. (2002a)

OTTO, H.-U.: Ausgleich oder Ausgliederung? Über den Wandel des deutschen Sozial-
staates und die Rolle der Sozialen Arbeit. In: Neue Praxis 6D002. 5.609-612.
(2002b).



r68

RAUSCHENBACH,T,:EineneueKulturdesSozialen.In:NeuePraxis6/1997'5.411.
.186.

REYER,J.:VonPaulNatorpzuHermanNohlln:NenePraxisll1999'S'23-43'
ROTH, G.: Der Kinder- u'.'i Jugenclan*alt - eine neue Einrichtung im Dienste des Kin-

derrechtsschutzes unrl der iugendpolitik in Österreich' Graz 1993'

scHEIpL, J.: Sozialpäclagogik i Sozialpolitik. Verhältnisse, Anregungen und Span-
- - ;;;;;*"."nt". in, särütpaaugogische Impulse 411998' s'2-1 I '

SCHILLING, J.: Soziale Arbeit. gn'tJicnungsinien der SozialpädagogivSozialarbeit.

Neuwied/Kriftel/Berlin I 997'

SCHMIDTCHEN' G.: Wie weit ist der Weg nach Deutschland' Leverkusen 1997 '

SCHWEPPE, C. (Hg.): Generation und Soziatpädagogik' Weinheim/Mü.nchen 2002" 
,

'',IALARBEIT 
- Zeitschrift für Soziale Riuelt, gitaung und Politik in osterreich.

41t996, S. I 6- 17.

SgN, A.: öionomie tür den Menschen. Wege zur Gerechtigkeit und Solidarität in der

Marktwirtschaft. München/Wien' 2000'

STEINER,H./woLF,rnl.'a'*u*g"fährdunginÖsterreich.In:WISO2l|994,5.122-
146.

STEIRISCHES JUGENDSCHUTZGESETZ vom 7' Juli 1998'

SÜNKER, H. (Hg.): Theorie, Politik und Praxis sozialer Arbeit' Bielefeld 1995'

THIERSCH. H.: Lebensweltorientierte soziale Arbeit. wcirrlteinr/ Münchcn 1992'

THOLE, W.: Kinder- und Jugendarbeit' Eine Einführung' Weinheim/München' 2000'

TRUBE, A.A^/OHLFAHRi]N.' ,,n". aktivierende Sozialstaat" - Sozialpolitik zwi-

schen Individualisierung und einer neuen politischen Ökonomie der inneren Si-

cherheit. In: WSl-Mitteilungen I l2}0l' S'27'35'

uNDp: Entwicklungspr;;;;;;i", vereinren Nationen, 10. Bericht. Deutsche Gesell-

schaft f. d' Vereinten Nationen' Bonn 1999'

WILK, L./BACHER' J' (Hg.): Kindliche Lebenswelten' Opladen 1994'

WOHLFAHRT, C.: ve)äu"g unO Umverteilung' Analyse-der Einkommens - und

vermögensve.t"ilunfin 6rteneich. HlnO_ gut anlässlich der Ersten österreichi-

schen Ärmutskonferänz Z0' - zl'll ' I 995' Salzburg 1995'

WOflliäHäi, W., üU", den sozialen Ausgleich. Entwicklung der Lohneinkommen in

Sozialtransfers. In: SCHENK, M. u.a. 1Hg';. R.i"t'tum in Österreich. Wien 1998'

s.30-40.
ZIEGLER, J': Die neuen Herrscher der Welt und ihre globalen Widersacher. München

2003.



i:; ,..-i '

.a' : lrl l

' 
.-f::;,

.,,: . l. !.

... ::.: :

Soziqlpädagogik
in Osterreich

Perspektiven in
Theorie und Praxis



.,strrtlicn ztrl Sozialprtlagogik". Reiire rles irtstittris fiil Elzichunssrr'isscrr
schlft uncl Biklungsfirlst:hung (Atrt. Sozialpriclagogik) clet-Uttivc't'sitlit
I..lu;L.r tt fu r.t

RrrnLl .j

Karin Lauermann / Gerald Knapp (Hrsg. ),
Sozialpädagogik irr Österreich. Pers;rektivcrr urrd Thcuric

Unrschlaggestaltung: ilab.at (Genriilde von Valentin Otnan: Sl.etlot'i, *elten /
Spurert, St. Stt'futt, 1981 pretleltutu tupetu / iiberurbeileleTupete,95.r 81 ttn)
O 2(n3. Verlag Hermagoras/Mohorjeva,
Klagenfurt/Celovec - Ljubljana/Laibach - Wien/Dunaj
Printecl in Austria

Gedmckt rnit Llnterstützung cler Llniversitlit Klagenfurt aus Forschungstiircle-
rungsrnitteln des Lanrles Klirnten, cles Buntlc-sinstitutes fiir Sozialpr.idago-
gik/Baclen und des Berufsverbaucles cler Österreichischen Sozial-
pLldagoglnnen tBOS I sowie dern Bnndesministerium für Bilclun-e, Wissen-

schatt uucl Kultur

ISBN 3-ti-so13-91)6-4


